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Vorbemerkung 


Wenn die Landtage mit ihrem Beschluss die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sicher stellen 

WOLLTEN, DANN IST DIESER VERTRAGSENTWURF NICHT IN IHREM SINNE. ER DIENT VIELMEHR DAZU, DAS EURO¬ 
PÄISCHE Recht auszuhebeln. 


Die Landtage in Hessen und Thüringen hatten im Sommer 2007 beschlossen, mit der K+S ei¬ 
nen Vertrag zu schließen, der die Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie bis zum Jahre 
2015 sicher stellen sollte. Ab 2020 sollte die Werra wieder zu einem naturnahen Fluss wer¬ 
den. Es sollte keine Fortschreibung der jetzigen Grenzwerte geben. 

Diese Vorgaben erfordern, den Vertrag materiell-rechtlich so zu gestalten, dass er die Umsetzung der EG- 
WRRL inhaltlich und zeitlich konkretisierend festschreibt. 

Die K+S AG hatte am 28.10.2008 eröffnet, ein „Maßnahmenpaket" im Umfang von 360 Mio. € aufzulegen 
und in Aussicht gestellt, bis zum Jahre 2015 einen Grenzwert von 1.700 mg Chlorid/I in der Werra errei¬ 
chen zu wollen. 

Bei genauerer Prüfung musste man feststellen, dass nur der kleinere Teil der genannten Summe für den 
Gewässerschutz aufgewendet werden soll. Auch war schnell klar, dass der angebotene Grenzwert für Chlo¬ 
rid keine Verbesserung im Sinne der EG-Wasserrahmenrichtlinie darstellt und er deshalb auch nicht ge¬ 
nehmigungsfähig sein würde. 

Die K+S AG hatte damals umfangreiche Gegenleistungen gefordert, die vertraglich abgesichert werden 
sollten: 


• Absicherung des "Maßnahmenpakets" durch zeitlich unbefristete Festlegung des Grenzwerts von 
1.700 mg Chlorid/I 

• Genehmigung der Pipeline aus dem Fuldarevier an die Werra einschließlich der Einleitgenehmi¬ 
gung von Flaldenwässern aus Neuhof/Ellers in die Werra 

• Genehmigung der Flutung von Bergwerken in Thüringen 

• Genehmigung einer als „Laugenverbund" getarnten grenzüberschreitenden Entsorgung von Salz¬ 
laugen 
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Bei dem vorliegenden Vertragswerk fällt zunächst auf, dass es für die K+S AG offenbar keine materiell¬ 
rechtlichen Festlegungen geben soll. Alle Formulierungen sind so unbestimmt und offen gehalten, dass 
sich daraus kaum rechtliche Forderungen ableiten lassen. 

Die Bundesländer Flessen und Thüringen legen sich als Vertragspartner dagegen umfangreich und weitge¬ 
hend fest. Die Flinweise darauf sind allerdings versteckt und verklausuliert, so dass sie sich dem Nichtjuris¬ 
ten erst nach mehrfachem Lesen erschließen. Darauf wollen wir im Folgenden näher eingehen. 


Festlegungen 


Vertragspartner K+S AG 


Die K+S AG verpflichtet sich in diesem Vertragswerk zu nichts. 


Die K+S AG verpflichtet sich 

• „Konzepte" vorzulegen, ohne dass zu deren Wirksamkeit und Umfang Festlegungen getroffen 
werden (§3,1-2), 

• „Maßnahmen" zu prüfen (§3,3), rechtliche und technische „Voraussetzungen" zu prüfen (§3,4), 
ohne dass daraus verbindliche Folgerungen gezogen werden 

• Umweltbelastungen schrittweise zu reduzieren, ohne sich zeitlich oder im Umfang festzulegen 
Umfangs (§1, zweiter Spiegelstrich) 

• Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen „vorzusehen" (§3,5) 

• Maßnahmen „zügig" umzusetzen (§4,4) 

• Eine „Gesamtstrategie zu erarbeiten" (§2, 1-3) 

Auf weitere Vereinbarungen ähnlicher Unbestimmtheit und Unwirksamkeit möchte ich nicht weiter einge¬ 
hen. 
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Verpflichtungen der Länder Hessen und Thüringen 


Duldung der Salzhalden und Genehmigung der Pipeline vom Fuldarevier an die Werra 


Wenn der Vertrag mit diesen Festlegungen rechtskräftig wird, dann ist es juristisch unmöglich, 

NACHTRÄGLICH DEN RÜCKBAU DER FlALDEN VON DER K+S AG ZU VERLANGEN. DER VORLIEGENDE VERTRAGS¬ 
ENTWURF WÜRDE ES AUCH UNMÖGLICH MACHEN, DIE ABTRAGUNG DER FlALDEN ÜBER DEN KLAGEWEG ZU ERREI¬ 
CHEN. 


In der Präambel des Vertrages gibt es Hinweise darauf, dass die K+S AG nicht verpflichtet werden soll, die 
bestehenden Salzhalden abzubauen. Während im dritten Absatz die Entsorgungsweise der Salzlaugen als 
„gegenwärtig" bezeichnet wird, heißt es „Die festen Rückstände werden überwiegend aufgehaidet". Wei¬ 
ter: 

„Die mit der Kaligewinnung und Kaliverarbeitung anfallenden festen und flüssigen Abfälle fordern stabil 
nutzbare Entsorgungswege über den Zeithorizont der Reichweite der Lagerstätten." 

Wenn nach Beendigung des Kalibergbaus noch „stabil nutzbare Entsorgungswege" erforderlich sind, dann 
kann sich dies nur auf die Salzhalden beziehen. 

Konkreter wird dann der §4 im 3. Absatz 

„Die Länder werden dafür Sorge tragen, dass die wasserrechtlichen und anderen Genehmigungsverfahren 
zügig durchgeführt werden. Gegebenenfalls wird K+S die Anordnung der sofortigen Vollziehung beantra¬ 
gen". 

Zur Zeit ist eine wasser- und bergrechtliche Genehmigung für den Bau einer Pipeline vom Fuldarevier an 
die Werra und die Einleitung der Haldenabwässer aus Neuhof Ellers in die Werra beantragt, darauf bezieht 
sich der §4 Absatz 3. 

Wenn der Vertrag mit diesen Festlegungen rechtskräftig wird, dann ist es juristisch unmög¬ 
lich, nachträglich den Rückbau der Halden von der K+S AG zu verlangen. 

Es ist aber keineswegs selbstverständlich, dass die Salzhalden der Nachwelt überlassen bleiben. In ande¬ 
ren Revieren ist die K+S AG zum Rückbau mit Versatz bzw. zur Haldenabdeckung gezwungen worden, 
zum Teil erst nach jahrzehntelangen Prozessen. 

Der vorliegende Vertragsentwurf würde es sogar unmöglich machen, die Abtragung der Hal¬ 
den über den Klageweg zu erreichen. 
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Kein „Stand der Technik" im Werrarevier 


Der Vertragsentwurf gestattet es der K+S AG, ihre veralteten Abbau- und Produktionsmetho¬ 
den WEITERE DREIßIG JAHRE BEIZUBEHALTEN UND DIE WERRA FAST UNVERÄNDERT ZU BELASTEN. DIE K+S AG 
MUSS DIE „BESTVERFÜGBARE TECHNIK" NICHT ANWENDEN. 


Umweltrechtliche Genehmigungen dürfen nur ausgesprochen werden, wenn die „bestverfügbare Technik" 
angewandt und gleichzeitig die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie und die Bewirtschaftungsziele des 
Wasserhaushaltsgesetzes erreicht werden. Deshalb ist die Frage nach dem Stand der Technik in einem In¬ 
dustriebereich von besonderer Bedeutung. 

Bei den bisherigen Genehmigungen ist das Regierungspräsidium als zuständige Behörde davon ausgegan¬ 
gen, dass es keinen „Stand der Technik" gibt, der es ermöglichen könnte, die Einleitung von Salzlaugen in 
Gewässer und die Aufhaidung von festen Rückständen zu vermeiden. Unter dieser Annahme ist es der Ge¬ 
nehmigungsbehörde möglich, beliebige Grenzwerte festzulegen. Auf dieser Grundlage sind die Grenzwerte 
für Chlorid und die Wasserhärte in den Jahren 1996, 1999 und 2003 genehmigt worden. 

Schon zu diesen Zeitpunkten war die Annahme, es gebe keinen besseren Stand der Technik in der Kali- 
Industrie, nur durch umfassende Unkenntnis der Behörde zu erklären. Auch dagegen richtet sich die Fest¬ 
stellungsklage von Anrainergemeinden. 

In der Zwischenzeit sind Umstände eingetreten, die es der Genehmigungsbehörde erleichtern sollten, ih¬ 
ren Kenntnisstand zu aktualisieren. Das Florett-Konsortium hat für die Grube Roßleben in Thüringen einen 
Betriebsplan vorgelegt, der den Stand der Technik in der Kali-Industrie abbildet. Man wird dort Kali- 
Dünger produzieren, ohne dass Salzlaugen in Flüsse eingeleitet werden und ohne dass Salzhalden entste¬ 
hen. Alle Salzabfälle werden untertage in fester Form versetzt und dienen dort der Bergsicherheit. Das Flo¬ 
rett-Konsortium zeigt, was technisch und ökonomisch sinnvoll ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es auffallend, dass die K+S AG immer noch nicht aufgefordert wird, den Stand 
der Technik anzuwenden. Im Gegenteil: der Vertragsentwurf würde es der K+S AG gestatten, ihre veralte¬ 
ten Abbau- und Aufbereitungsverfahren weitere 30 Jahre zu betreiben. 
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Schon die Präambel gibt im siebten Absatz erste Hinweise: 

„Es besteht Einvernehmen, dass die Einleitung von Salzwässern in die Werra reduziert werden muss." 

Im vierten Absatz wird festgelegt 

„Dabei berücksichtigen die Vertragspartner, dass (...) ca. 20 Mio. t/a Rückstände in fester und flüssiger 
Form an fallen." 

Mit dieser Festlegung wäre es juristisch nicht mehr möglich, die Anwendung der „bestverfüg 
baren Technik" im Nachhinein einzufordern. 
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Versenkung der Salzaugen in den Untergrund darf weitergeführt werden 


Die K+S AG darf weiterhin, mindestens bis zum Jahre 2012, Salzlaugen in den Untergrund ver¬ 
senken, OBWOHL SPÄTESTENS SEIT 2007 DIE GENEHMIGUNGSGRUNDLAGE ENTFALLEN IST. WEGEN DER VER¬ 
NICHTUNG von Trinkwasservorkommen könnte sogar eine strafrechtliche Verfolgung drohen. 


Grundlage für die Genehmigung, Salzlaugen in den Untergrund zu versenken, ist die Annahme, dass die 
Abwässer im Plattendolomit verbleiben. Sie dürfen nicht in den Buntsandstein und damit in die für die 
Trinkwassergewinnung wichtigen Bereiche Vordringen. 

Schon vor der letzten Genehmigung im Jahre 2006 war bekannt, dass in Hessen die Salzlaugen an die O- 
berfläche dringen und als „diffuse Einträge" in die Werra gelangen. (Vortrag Dr. Fritsche, HLUG, Anrainer¬ 
konferenz Witzenhausen, 22. Februar 2007). Damit fehlt auch dieser Genehmigung die Rechtsgrundlage. 

Mehr noch: im Oktober teilt das hessische Umweltministerium mit, dass auch Trinkwasservorkommen ver¬ 
nichtet sind. Mehrfach mussten in Hessen Brunnen wegen Versalzung geschlossen und Dörfer an das 
Fernleitungsnetz angeschlossen werden. (HNA 28.10.2008). Eine weitere Genehmigung der Laugenver¬ 
senkung wäre dann auch strafrechtlich verfolgbar. 

Auch für die Gerstunger Mulde ist seit dem 30.10.2008 nachgewiesen, dass Salzlaugen aus der Verpres- 
sung in den Buntsandstein eingedrungen sind. 

In einem Rechtsgutachten zur „Zulässigkeit der Versenkung von Salzabwässern in den Untergrund, Okto¬ 
ber 2008" (Prof. Dr. Monika Böhm) wird darauf hingewiesen, dass die Versenkung von Salzabwässern jetzt 
nicht mehr zulässig ist und sogar sofort untersagt werden müsse. Es fehlt aber auch nicht der Hinweis, 
dass man nach einem Abwägungsverfahren auf eine sofortige Untersagung verzichten könne, wenn K+S 
eine namhafte Summe für Gewässerschutzmaßnahmen aufwenden wolle. 

Genau darauf bezieht sich der Vertrag: 

„Die inzwischen geänderten Rahmenbedingungen für die Entsorgung der flüssigen Rückstände (insbeson¬ 
dere was die Versenkung in Hessen und Thüringen angeht) erfordern eine Weiterentwicklung der entspre¬ 
chenden Unternehmensstrategie. Die Länder Hessen und Thüringen begrüßen insoweit die von K+S im 
Oktober 2008 angekündigte Bereitschaft zur Umsetzung eines Investitionsprogramms in Höhe von bis zu 
360 Mio. €, mit dem die flüssigen Rückstände aus der Kaliproduktion bis 2015 schrittweise auf 7 Mio. 
cbm/a halbiert werden sollen. "(Präambel, fünfter Absatz) 

Verschwiegen wird, dass nur ein kleiner Teil der Investition für den Gewässerschutz aufgewandt werden 
soll, mit dem Großteil sollen Energieeinsparmaßnahmen (ESTA-Verfahren) und die Flutung von Bergwer¬ 
ken finanziert werden. 
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Im sechsten Ansatz der Präambel wird der Vertrag dann deutlich: 

„Nach heutigem Erkenntnisstand kann in Hessen unbeschadet von Übergangsregelungen eine Fortschrei¬ 
bung der in 2006 erlaubten Versenkung nach 2011 (...) nicht unterlegt werden." 

In dieser Formulierung ist die Festlegung enthalten, dass die Versenkung trotz der objektiven 
Notwendigkeit und der juristischen Möglichkeit nicht vor 2011 untersagt und nach 2011 nicht 
ausgeschlossen wird. 


Grenzwert für die Wasserhärte wird verlängert 


Eine Verlängerung des Grenzwerts für die Gesamthärte steht Widerspruch zu den im „Salzlastsenkungs¬ 
programm" getroffenen Vereinbarungen und zur EG-WRRL: Verbesserungsgebot. 


Die K+S AG hat öffentliche Mittel in der Größenordnung von mehreren hundert Millionen Euro erhalten, 
um die vor der Wiedervereinigung übliche Gewässerbelastung auf die kriegs- und krisenbedingten Grenz¬ 
werte von 1942 zu senken. Ab 1996 hat K+S beantragt, den Grenzwert für die Wasserhärte wieder von 
50°dH auf 65° dH zu erhöhen. Dies wurde ebenso genehmigt wie eine zweite Erhöhung auf 90° dH im Jah¬ 
re 1999. Dieser Grenzwert wurde 2003 noch einmal bestätigt. 

Der Vertragsentwurf sieht vor, dass der Grenzwert noch einmal bis zum Jahre 2012 verlängert wird, ohne 
dass für die Zeit danach eine Regelung konkretisiert würde: 

„Deshalb verfolgen die Vertragspartner das Ziel, den geltenden Härtegrenzwert für die Einleitung in die 
Werra (...) bis 2012 beizubehalten." 

Die Praxis seit 1996 und die beabsichtigte Verlängerung des Grenzwertes für die Wasserhärte 
stehen im Widerspruch zu den im „Salzlastsenkungsprogramm" getroffenen Vereinbarungen. 
Es wäre zu prüfen, ob unter diesen Umständen die Fördermittel zurückgefordert werden müs¬ 
sen. 
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Die Genehmigung für die Flutung von Bergwerken wird zugesagt 

Das Maßnahmenpaket der K+S AG vom 28.10.2008 sieht vor, mit einem Teil der Salzlaugen offen gelas¬ 
sene Bergwerke zu fluten. Dies müsste beantragt und genehmigt werden, dazu ist auch eine Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung notwendig. 

Da die Methode ist technisch umstritten, man befürchtet nachteilige Folgen für die Bergsicherheit. Im Ge¬ 
nehmigungsverfahren muss deshalb auch eine Abwägung der Risiken vorgenommen werden. Dies konnte 
bisher nicht geschehen. 

Für die Flutung der Bergwerke müssen auch Salzlaugen aus Thüringen nach Flessen verbracht werden. 
Deshalb möchte die K+S AG eine als „Laugenverbund" getarnte, grenzüberschreitende Entsorgung ge¬ 
nehmigt bekommen. Dafür wird Unterstützung zugesagt: 

„K+S wird kurzfristig die technischen und rechtlichen Voraussetzungen dafür prüfen, flüssige Rückstände 
aus dem Standort Unterbreizbach über einen Laugen verbund mit den hessischen Standorten des Werkes 
Werra dort zu entsorgen. Die Länder Hessen und Thüringen werden dafür Sorge tragen, dass entspre¬ 
chende Genehmigungsanträge zügig beschieden werden." 


Fristen der EG-WRRL müssen nicht berücksichtigt werden 

Die EG-Wasserrahmenrichtlinie muss bis zum Jahre 2015 umgesetzt sein, d.h., die Gewässer müssen bis 
dahin den „guten ökologischen Zustand" erreicht haben. Es gibt in eng begrenzten Ausnahmefällen die 
Möglichkeit, diese Frist um zweimal sechs Jahre zu verlängern, also bis zum Jahre 2021 oder 2027. 

Diese Fristen spiegeln sich in dem Vertragsentwurf nicht wider. Der Vertrag soll eine Laufzeit von 30 Jah¬ 
ren haben, also nicht vor dem Jahre 2039 enden. Damit wird die längste Frist der EG-WRRL um weitere 
zwölf Jahre überschritte, ohne dass im Vertragsentwurf die bis dahin zu erreichenden Ziele konkretisiert 
worden wären. 

Begründungen für ordnungsgemäße Fristverlängerungen wären lediglich das Fehlen von technischen Mög¬ 
lichkeiten oder außerordentlich hohe Kosten. Beides trifft hier nicht zu. 

• Es gibt einen Stand der Technik, der es gestattet, Kalidünger zu produzieren, ohne Salzlaugen 
abstoßen zu müssen 

• Wegen der guten Ertragslage der Kali-Industrie ist die Umsetzung des Standes der Technik wirt¬ 
schaftlich zumutbar; er wird in anderen Werken bereits eingesetzt und soll auch in der Grube 
Roßleben angewandt werden. 
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Zusammenfassung 

Das vorliegende Vertragswerk verstößt gegen das Recht, weil 

• Genehmigungen zugesagt werden, ohne dass die notwendigen Abwägungen stattgefunden hät¬ 
ten (Pipeline vom Fuldarevier an die Werra und Einleitung der Haldenabwässer in die Werra; Flu- 
tung von Bergwerken; Versenkung von Salzlaugen in den Untergrund), 

• eine Fortsetzung der Laugenversenkung wegen der Vernichtung der Trinkwasservorkommen ge¬ 
gen das WHG verstößt und sogar strafrechtliche Konsequenzen haben könnte, 

• sowohl die Fristen als auch die Umweltziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie sowie die Bewirtschaf¬ 
tungsziele des Wasserhaushaltungsgesetzes umgangen werden, 

• Zugeständnisse gemacht werden, die in die Rechte der Bundesländer Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Bremen eingreifen. 


Forderungen der Werra-Weser-Anrainerkonferenz e.V. 

Für die Werra-Weser-Anrainerkonferenz ist ein Vertrag, der das Europarecht zu umgehen versucht, nicht 
akzeptabel. Für uns könnte ein Vertrag nur dann sinnvoll sein, wenn er die Umsetzung zeitlich und inhalt¬ 
lich konkretisiert. 

Dieser Vertrag muss deshalb folgende Schwerpunkte haben, die zeitlich und inhaltlich zu konkretisieren 
sind: 


• Anwendung des Standes der Technik im Werrarevier bis zum Jahre 2015 

• Rückbau der Salzhalden und Versatz nach untertage 

• Sofortiger Widerruf der Versenkgenehmigung 

• Erstellung eines vom Verursacher K+S unabhängiges Gutachten zum ökologischen und chemi¬ 
schen Zustand der Werra 

• Inanspruchnahme einer Verlängerungsfrist nach der EG-WRRL nur bei zwingenden Gründen: Im 
Gegenzug darf eine weitere Verweigerung der K+S AG nicht hingenommen werden, vielmehr ist 
das Auslaufen der bestehenden Genehmigungen zu nutzen, um die Entsorgungspraxis der K+S 
AG in Einklang mit der Gesetzeslage zu bringen. 
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